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Rechte und Pflichten des Beistands bei einem begleiteten Besuchsrecht

1. Ausgangslage und Fragestellung

Für ein Kind von geschiedenen Eltern, das unter der elterlichen Sorge des Vaters steht, besteht eine Besuchsrechtsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB. Die Besuche werden bis jetzt durch den Beistand persönlich begleitet. Die Mutter des Kindes hat einen Rechtsanwalt beauftragt, eine Klage auf Umteilung der elterlichen Sorge einzuleiten. Dieser RA will nun die Besuche selber begleiten und somit den Beistand „ausschalten“. Während bis anhin die Konversation zwischen Mutter und Kind in Anwesenheit des Beistands, der die serbokroatische Muttersprache der beiden weder versteht noch spricht, in Deutsch erfolgte, vertritt der RA die Auffassung, Mutter und Kind könnten selber bestimmen, in welcher Sprache sie sich unterhalten.
Der Beistand erkundigt sich, ob

· er verlangen könne, dass die Konversation zwischen Mutter und Kind in Deutsch erfolge,

· der RA sich einschalten und an Stelle des Beistands die Besuche begleiten könne,

· allenfalls eine Drittperson, die serbokroatisch spricht und versteht, mit der Begleitung der Besuche auf Kosten der Mutter beauftragt werden könne.

2. Erwägungen

Das Recht auf persönlichen Verkehr ist Teil des Anspruchs auf Achtung des Familienlebens nach Art. 8 EMRK (BSK-Schwenzer, Art. 273 ZGB, N 1). Es steht Eltern und Kind um ihrer Persönlichkeit willen zu (a.a.O. N 3). Es handelt sich somit um ein sehr starkes und rechtlich geschütztes Recht. Es umfasst die gesamte verbale und nonverbale Kommunikation. Im Vordergrund steht das tatsächliche Zusammensein von Eltern und Kind, es gehören jedoch auch telefonische und briefliche Kontakte dazu (a.a.O. N 2).
Bei behördlicher Anordnung des persönlichen Verkehrs hat sich die Behörde bei der Festlegung von Umfang und Form vom Kindeswohl leiten zu lassen; allfällige Interessen der Eltern stehen dahinter zurück (a.a.O. N 10). Dabei ist auch der Wille des Kindes zu berücksichtigen (a.a.O. N 11).
Wenn sich die Ausübung oder Nichtausübung des persönlichen Verkehrs nachteilig für das Kind auswirkt, hat die Vormundschaftsbehörde nach Art. 273 Abs. 2 ZGB ein ausdrückliches Ermahnungs- und Weisungsrecht (a.a.O. N 22). Zu den Weisungen gehört auch das begleitete Besuchsrecht. Wenn dieses mit der Ernennung eines Beistands verbunden wird, handelt es sich um eine Kindesschutzmassnahem i.S. von Art. 307 ff. ZGB. Der Beistand wird in seltenen Fällen die Besuche selber begleiten, meistens aber die Ausgestaltung der Besuchs-kontakte bestimmen und die eigentliche Begleitung an Drittpersonen delegieren (a.a.O. N 25). 
Die Kosten für das begleitete Besuchsrecht sind Unterhaltskosten und sind in erster Linie von demjenigen Elternteil zu tragen, der es zu verantworten hat. Wenn das begleitete Besuchsrecht wegen massiven Konflikten zwischen den Eltern notwendig wird, haben sie die Kosten nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gemeinsam zu tragen.

Auch bei der Gestaltung des begleiteten Besuchsrechts ist das Verhältnismässigkeitsprinzip zu beachten und es sind nur Einschränkungen zulässig, die zur Abwendung oder Milderung einer Gefährdung des Kindes notwendig und zweckmässig erscheinen.

In diesem Lichte ist zu entscheiden, ob Vorschriften für die Kommunikation zwischen Kind und Elternteil zulässig sind oder nicht. Wenn Anhaltspunkte oder gar konkrete Erfahrungen dafür sprechen, dass der besuchsberechtigte Elternteil die Tatsache, dass die Begleitperson die Sprache nicht versteht, in der er sich mit dem Kind unterhält, dazu nutzt, das Kind gegen den anderen Elternteil „aufzuhetzen“ oder gar „Entführungspläne zu schmieden“, kann eine solche Anordnung verhältnismässig sein. Dabei wäre allerdings vorgängig zu prüfen, ob eine geeignete Begleitperson bezeichnet werden kann, welche die Muttersprache von Elternteil und Kind spricht.
Bei der Bezeichnung der Begleitperson ist darauf zu achten, dass sie einerseits ein minimales Vertrauen von Kind und Elternteil geniesst und dass sie anderseits genügend unabhängig ist, um allfällige Gefährdungen zu erkennen und dem Beistand mitzuteilen.

In diesem Lichte kommt der Rechtsanwalt der Mutter, der deren Interessen im Verfahren betr. Umteilung der elterlichen Sorge vertritt, nicht in Frage als Begleitperson. Auf keinen Fall kann er sich selber dazu ernennen.

Zusammenfassend können die gestellten Fragen wie folgt beantwortet werden:

· Die Einschränkung der Kommunikation zwischen Elternteil und Kind auf eine bestimmte Sprache, welche die bezeichnete Begleitperson versteht, ist nur zulässig, wenn dies durch das Kindeswohl geboten erscheint und die Gefährdung nicht mit einem geringeren Eingriff abgewehrt werden kann.

· Der RA kann sich nicht selber als Begleitperson ernennen, er kann den Antrag stellen, ihn mit dieser Aufgabe zu betrauen, er fällt aber wegen Interessenkollision ausser Betracht.

· Eine geeignete Begleitperson, welche die Muttersprache von Elternteil und Kind spricht, ist der Lösung, die beiden in ihrer Konversation auf eine Fremdsprache zu verpflichten vorzuziehen. Die Kosten dafür können grundsätzlich der Mutter auferlegt werden.
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